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Zivilrecht

§§ 37 Satz 3, 40 ZGB; § 10 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO.
1. Eine Klage wegen Aufhebung des Mietverhältnisses über 
ein іш Miteigentum stehendes Objekt (hier: eine Garage) 
kann nur von allen Miteigentümern gemeinsam erhoben 
werden.

Dagegen kann eine Klage auf Herausgabe dieses Objekts 
von jedem Miteigentümer erhoben werden, wobei die Her­
ausgabe nur an alle Miteigentümer erfolgen kann. Von 
einer solchen Entscheidung werden die Nutzungsbefugnisse 
der Miteigentümer am Objekt nicht berührt.
2. Ist ein Miteigentümer nicht zur Klage auf Aufhebung 
des Mietverhältnisses über ein in Miteigentum stehendes 
Objekt (hier: Garage) bereit, kann der andere Miteigen­
tümer durch gerichtliche Entscheidung klären lassen, ob 
eine Verpflichtung dieses Miteigentümers zur Erhebung 
der Klage besteht.
OG, Urteil vom 9. September 1980 - 2 OZK 29/80.

Der Kläger und seine Ehefrau einerseits sowie die Rent­
nerin H. andererseits sind je zur Hälfte Miteigentümer 
eines Wohngrundstücks, zu dem eine Garage gehört. Diese 
Garage wurde von der Miteigentümerin H. vor Erwerb des 
Miteigentums durch den Kläger und seine Ehefrau an den 
Verklagten vermietet.

Der Kläger, hat die Aufhebung des Garagenmietver­
hältnisses wegen Eigenbedarfs beantragt. Der Verklagte 
hat Klageabweisung beantragt.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Es hat das 
Vorliegen eines überwiegenden Interesses des Klägers an 
der Erlangung der Garage gegenüber dem Interesse des 
Verklagten an der Beibehaltung der Garage verneint.

Die Berufung des Klägers hat das Bezirksgericht durch 
Beschluß als offensichtlich unbegründet abgewiesen, weil 
der Klageanspruch nur gemeinschaftlich durch die Mit­
eigentümer geltend gemacht werden könne. Da der Kläger 
allein geklagt habe, hätte die Klage schon aus diesem 
Grund abgewiesen werden müssen.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Zutreffend geht das Bezirksgericht davon aus, daß der An­
spruch auf Aufhebung des Mietverhältnisses nur gemein­
schaftlich durch die Miteigentümer erhoben werden kann. 
Das ergibt sich aus § 37 Satz 3 ZGB, wonach über das Mit­
eigentum insgesamt die Miteigentümer nur gemeinschaft­
lich verfügen können. Es hätte deshalb, da der Kläger nur 
allein geklagt hat, zunächst nicht über den Aufhebungs­
anspruch entschieden werden dürfen. Dem Kläger wäre 
vielmehr Gelegenheit zu geben gewesen, zu veranlassen, 
daß auch seine Ehefrau und die Miteigentümerin H. als 
Kläger auftreten. Wenn Frau H. zur Klageerhebung nicht 
bereit gewesen wäre, hätte der Kläger auf die Möglichkeit 
hingewiesen werden müssen, durch Erhebung einer Klage 
gegen Frau H. deren Auftreten als Klägerin durch gericht­
liches Urteil zu bewirken.

Bis zum rechtskräftigen Abschluß eines solchen vom 
Kläger einzuleitenden Verfahrene wäre vom Kreisgericht 
die Unterbrechung des vorliegenden Verfahrens zu be­
schließen gewesen (§ 71 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO). Das Bezirks­
gericht hätte dies im Berufungsverfahren nachholen 
müssen. Je nach dem Ausgang des Verfahrens gegen 
Frau H. wäre dann die Klage abzuweisen oder in eine Prü­
fung des Eigenbedarfs einzutreten gewesen. Es war danach 
kein Raum, die Berufung als offensichtlich unbegründet 
durch Beschluß abzuweisen.

Der Kläger hat erstmals in der Berufungsschrift vorge­
bracht, der Mietvertrag mit dem Verklagten über die Ga­
rage sei unwirksam, weil Frau H. als Miteigentümerin 
allein zur Vermietung nicht berechtigt gewesen sei. Eine 
Befugnis zur Vertretung des damaligen anderen Miteigen­

tümers habe sie nicht gehabt. Der Verklagte hat zu dieser 
Frage bereits in erster Instanz ausgeführt, daß Frau H. im 
Jahre 1973 die Garage mit Zustimmung des damaligen 
Miteigentümers vermietet habe. In der vom Verklagten in 
der Verhandlung vor dem Kreisgericht überreichten Erklä­
rung der Frau H. führt diese aus, daß sie die Vermietung 
als Miteigentümerin und damalige Verwalterin des Grund­
stücks vorgenommen habe. Bereits in einem Vorprozeß 
hatte sie hierzu ausführen lassen, daß sie vom damaligen 
Miteigentümer ermächtigt bzw. beauftragt worden sei, die 
Garage zu vermieten.

Auch diesem Vorbringen hätte das Bezirksgericht nach­
gehen müssen. In der nunmehr durchzuführenden Ver­
handlung werden die hierzu erforderlichen Feststellungen 
— die sich ggf. auch darauf zu erstrecken haben, wie sich 
der damalige Miteigentümer zur Vermietung der Garage 
in den auf den Vertragsabschluß folgenden Jahren verhal­
ten hat — zu treffen und der sich danach ergebende Sach­
verhalt rechtlich zu beurteilen sein. Diese Prüfung setzt 
allerdings voraus, daß der Kläger, der bisher nur die Auf­
hebung des Mietverhältnisses mit dem Verklagten bean­
tragt hat, auch einen diesem Vorbringen entsprechenden 
Antrag stellt. Eine Klage lediglich auf Herausgabe der 
Garage kann der Kläger allein erheben. Er 'kann jedoch 
die Herausgabe nur an a l l e  Miteigentümer verlangen 
(§ 40 Abs. 2 ZGB). Mit einem dementsprechenden Urteil 
wäre aber über die Nutzungsbefugnisse an der Garage im 
Verhältnis der Miteigentümer untereinander, die sich nach 
§ 35 ZGB bestimmen, nicht entschieden.

Nach alledem war auf den Kassationsantrag der Be­
schluß des Bezirksgerichts wegen Verletzung von §§ 2 
Abs. 2 und 3, 71 Abs. 2 Ziff. 1, 157 Abs. 3 ZPO aufzuheben 
und die Sache zur Verhandlung an das Bezirksgericht 
zurückzuverweisen.

§ 15 der АО über die Ermittlung des Nutzens zur Vergü­
tung von Neuerungen und Erfindungen — NE АО — vom
20. Juli 1972 (GBl. II Nr. 48 S. 550).

1. Voraussetzung für einen Anspruch auf Erfindervergü­
tung für verringerten Importaufwand ist, daß durch die 
Erfindung ein derartiger Nutzen tatsächlich eingetreten ist. 
Ist diese Einsparung offensichtlich und zwischen den Pro- 
zeßparteien unstreitig, bedarf es keiner ausdrücklichen 
Bestätigung eines wirtschaftsleitenden Organs.
2. Die erfinderische Aufgabenstellung, durch eine neue 
technische Lösung den Importaufwand zu verringern, 
schließt eine Erfindervergütung nicht aus. Eine Import­
einsparung liegt allerdings dann nicht vor, wenn die Erfin­
dung die Herstellung eines bisher nicht produzierten und 
zur Produktion nicht vorgesehenen Erzeugnisses mit ein­
heimischen Rohstoffen ermöglicht, das nach den bisherigen 
Erkenntnissen nur mit importierten Materialien hätte 
gefertigt werden können.
OG, Urteil vom 28. August 1980 - 4 OPB 2/80.

Die Kläger sind Erfinder und Inhaber eines Wirtschafts­
patents. Der Verklagte benutzt diese Erfindung auf Grund 
einer Benutzungserlaubnis.

Zwischen den Prozeßparteien besteht Streit über die 
Höhe des durch die Benutzung der Erfindung eingetretenen 
Nutzens und — damit zusammenhängend — über die Höhe 
der den Klägern zustehenden Vergütung.

Im Verlauf des auf Antrag der Kläger eingeleiteten 
Verfahrens vor der Schlichtungsstelle des Amtes für Er- 
findungs- und Patentwesen der DDR zahlte der Verklagte 
an die Kläger 5 000 M Vergütung. Mit demselben Ergebnis 
endete auch das Schlichtungsverfahren.

Gegen den Einigungsvorschlag richtete sich die Klage, 
mit der die Kläger beantragten, den Einigungsvorschlag 
der Schlichtungsstelle aufzuheben und den Verklagten zu 
verurteilen, an die Kläger einen Restvergütungsbetrag ein­
schließlich Zinsen in Höhe von 42 030 M zu zahlen.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Das Patentgericht hat den Einigungsvorschlag der 

Schlichtungsstelle aufgehoben. Es hat den Verklagten


